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Das aktuelle Beamtenrecht 2026

Besoldungsanpassung

In der Besoldung ist noch eine Änderung aus dem Jahr 2024 zu erwähnen. Das Gesetz über die
Gewährung einer Inflationsausgleichszahlung im Jahr 2024 und über die Anpassung der
Besoldung und Versorgung in Hessen im Jahr 2025 vom 26. Juni 2024 (GVBl. Nr. 28) ist in
zweiter Stufe am 1. Dezember 2025 in Kraft getreten.

Zum 1. Dezember 2025 erfolgte eine weitere Erhöhung der Besoldung um 5,5 Prozent. Die
Anwärtergrundbeträge und ruhegehaltfähigen Dienstbezüge wurden ebenfalls um 5,5 Pro-
zent angehoben.

Die Anpassungen zum 1. Dezember 2025 waren ursprünglich für den 1. August 2025 vorge-
sehen. Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Haushaltsvorgaben bei der Anpassung der Besol-
dung und Versorgung in Hessen in dem Jahr 2025 vom 6. März 2025 (GVBl. Nr. 17) hat der
Hessische Landtag die Anpassung der Besoldung und Versorgung zum 1. August 2025 auf den
1. Dezember 2025 verschoben.

Eine weitere Änderung erfolgte zum 13. Dezember 2025 durch das Gesetz zur Neufassung des
Hessischen Verfassungsschutzgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 10. De-
zember 2025 (GVBl. Nr. 97). Im Rahmen dieser Änderung wurde in der Besoldungsgruppe B 6
der Anlage 1 der Direktor und die Direktorin des Landesbetriebs Hessen-Forst aufgenommen.

Verwaltungsgerichtsordnung

Die Verwaltungsgerichtsordnung ist durch verschiedene Gesetze geändert worden. Durch das
Gesetz zur Entwicklung und Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit vom
22. Dezember 2025 (BGBl. I Nr. 349) wurde der Postfach- und Versanddienst über ein De-Mail-
Konto aufgehoben.

Nach dem bisherigen § 55a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 war der Postfach- und Versanddienst
eines De-Mail-Kontos ein sicherer Übermittlungsweg für die Einreichung elektronischer Do-
kumente bei Gericht, wenn der Absender bei Versand der Nachricht sicher im Sinne des § 4
Absatz 1 Satz 2 des De-Mail-Gesetzes angemeldet ist und er sich die sichere Anmeldung
gemäß § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes bestätigen lässt. Angesichts des bundesweit
überaus geringen Anteils der De-Mail-Nachrichten am gesamten elektronischen Rechtsver-
kehr sowie des administrativen und kostenintensiven Aufwands zum Erhalt der De-Mail als
sicherer Übermittlungsweg sieht Absatz 4 Satz 1 mit der Aufhebung der bisherigen Nummer 1
den Postfach- und Versanddienst eines De-Mail-Kontos nicht mehr als sicheren Übermitt-
lungsweg für die elektronische Kommunikation mit den Gerichten vor. Hierfür stehen im
Übrigen mit dem stetigen Ausbau der EGVP-Infrastruktur als sichere Übermittlungswege die
bereits etablierten besonderen elektronischen Behördenpostfächer (beBPo) beziehungsweise
für Bürgerinnen und Bürger die besonderen elektronischen Bürger- und Organisationspostfä-
cher (eBO) sowie das kostenlose „Mein Justizpostfach“ (MJP) zur Verfügung.

Wir wünschen Ihnen Freude und Erfolg mit diesem Nachschlagewerk.

Ihr WALHALLA Fachverlag
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JETZT MIT TESTZUGANG ZUM ONLINE-DIENST

Erstmals erhalten Sie parallel zum Druckwerk auch einen digitalen Zugriff auf die Inhalte.
Der Online-Dienst ist orts- und zeitunabhängig über die Homepage des Verlages aufrufbar.

Ihr Zugangscode ist ab Einlösedatum 3 Monate gültig. Die Laufzeit endet automatisch. Sie
gehen keine weiteren Verpflichtungen ein.

Aktivierungscode: ZNG-XYW-RKU

So lösen Sie den Code ein:
Melden Sie sich auf www.walhalla.de an. Sollten Sie noch kein Kundenkonto besitzen, können
Sie sich einmalig unter „Mein Konto“ registrieren.

Lösen Sie anschließend Ihren Code in der oberen Navigationsleiste unter „Aktivierungscodes“
ein.
Der Online-Dienst steht Ihnen nun in der Online-Bibliothek Ihres Accounts (oben rechts unter
Mein Konto ! Online-Bibliothek) zur Verfügung.
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(Beamtenstatusgesetz – BeamtStG)
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen:

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Geltungsbereich
Dieses Gesetz regelt das Statusrecht der Be-
amtinnen und Beamten der Länder, Gemein-
den und Gemeindeverbände sowie der sons-
tigen der Aufsicht eines Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts.

§2 Dienstherrnfähigkeit
Das Recht, Beamtinnen und Beamte zu ha-
ben, besitzen
1. Länder, Gemeinden und Gemeindeverbän-

de,
2. sonstige Körperschaften, Anstalten und

Stiftungen des öffentlichen Rechts, die
dieses Recht im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes besitzen oder denen
es durch ein Landesgesetz oder aufgrund
eines Landesgesetzes verliehen wird.

Abschnitt 2
Beamtenverhältnis

§3 Beamtenverhältnis
(1) Beamtinnen und Beamte stehen zu ihrem
Dienstherrn in einem öffentlich-rechtlichen
Dienst- und Treueverhältnis (Beamtenver-
hältnis).
(2) Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist
nur zulässig zur Wahrnehmung
1. hoheitsrechtlicher Aufgaben oder
2. solcher Aufgaben, die aus Gründen der

Sicherung des Staates oder des öffentli-
chen Lebens nicht ausschließlich Personen
übertragen werden dürfen, die in einem
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen.

§4 Arten des Beamtenverhältnisses
(1) Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit
dient der dauernden Wahrnehmung von Auf-
gaben nach § 3 Abs. 2. Es bildet die Regel.
(2) Das Beamtenverhältnis auf Zeit dient
a) der befristeten Wahrnehmung von Aufga-

ben nach § 3 Abs. 2 oder

b) der zunächst befristeten Übertragung ei-
nes Amtes mit leitender Funktion.

(3) Das Beamtenverhältnis auf Probe dient
der Ableistung einer Probezeit

a) zur späteren Verwendung auf Lebenszeit
oder

b) zur Übertragung eines Amtes mit leitender
Funktion.

(4) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf dient

a) der Ableistung eines Vorbereitungsdiens-
tes oder

b) der nur vorübergehenden Wahrnehmung
von Aufgaben nach § 3 Abs. 2.

§5 Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte
(1) Als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter
kann berufen werden, wer Aufgaben im Sin-
ne des § 3 Abs. 2 unentgeltlich wahrnehmen
soll.

(2) Die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamtin-
nen und Ehrenbeamten können durch Lan-
desrecht abweichend von den für Beamtin-
nen und Beamte allgemein geltenden Vor-
schriften geregelt werden, soweit es deren
besondere Rechtsstellung erfordert.

(3) Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in
ein Beamtenverhältnis anderer Art, ein sol-
ches Beamtenverhältnis nicht in ein Ehrenbe-
amtenverhältnis umgewandelt werden.

§6 Beamtenverhältnis auf Zeit
Für die Rechtsverhältnisse der Beamtinnen
auf Zeit und Beamten auf Zeit gelten die
Vorschriften für Beamtinnen auf Lebenszeit
und Beamte auf Lebenszeit entsprechend,
soweit durch Landesrecht nichts anderes be-
stimmt ist.

§7 Voraussetzungen des Beamten-
verhältnisses

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen
werden, wer

1. Deutsche oder Deutscher im Sinne des Ar-
tikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes ist
oder die Staatsangehörigkeit
a) eines anderen Mitgliedstaates der Eu-

ropäischen Union oder

I.1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) §§ 1– 7

I

22 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


b) eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder

c) eines Drittstaates, dem die Bundesre-
publik Deutschland und die Europä-
ische Union vertraglich einen entspre-
chenden Anspruch auf Anerkennung
von Berufsqualifikationen eingeräumt
haben,

besitzt,
2. die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die

freiheitliche demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes einzu-
treten, und

3. die nach Landesrecht vorgeschriebene Be-
fähigung besitzt.

In das Beamtenverhältnis darf nicht berufen
werden, wer unveränderliche Merkmale des
Erscheinungsbilds aufweist, die mit der Er-
füllung der Pflichten nach § 34 Absatz 2 nicht
vereinbar sind.
(2) Wenn die Aufgaben es erfordern, darf nur
eine Deutsche oder ein Deutscher im Sinne
des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes
in ein Beamtenverhältnis berufen werden.
(3) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 und Ab-
satz 2 können nur zugelassen werden, wenn
1. für die Gewinnung der Beamtin oder des

Beamten ein dringendes dienstliches Inte-
resse besteht oder

2. bei der Berufung von Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrern und anderen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des
wissenschaftlichen und künstlerischen
Personals in das Beamtenverhältnis ande-
re wichtige Gründe vorliegen.

§8 Ernennung
(1) Einer Ernennung bedarf es zur
1. Begründung des Beamtenverhältnisses,
2. Umwandlung des Beamtenverhältnisses

in ein solches anderer Art (§ 4),
3. Verleihung eines anderen Amtes mit an-

derem Grundgehalt oder
4. Verleihung eines anderen Amtes mit an-

derer Amtsbezeichnung, soweit das Lan-
desrecht dies bestimmt.

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändi-
gung einer Ernennungsurkunde. In der Ur-
kunde müssen enthalten sein
1. bei der Begründung des Beamtenverhält-

nisses die Worte „unter Berufung in das
Beamtenverhältnis“ mit dem die Art des
Beamtenverhältnisses bestimmenden Zu-
satz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf
Widerruf“, „als Ehrenbeamtin“ oder „als
Ehrenbeamter“ oder „auf Zeit“ mit der
Angabe der Zeitdauer der Berufung,

2. bei der Umwandlung des Beamtenverhält-
nisses in ein solches anderer Art die diese
Art bestimmenden Worte nach Nummer 1
und

3. bei der Verleihung eines Amts die Amts-
bezeichnung.

(3) Mit der Begründung eines Beamtenver-
hältnisses auf Probe, auf Lebenszeit und auf
Zeit wird gleichzeitig ein Amt verliehen.
(4) Eine Ernennung auf einen zurückliegen-
den Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit
unwirksam.

§9 Kriterien der Ernennung
Ernennungen sind nach Eignung, Befähigung
und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf
Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethni-
sche Herkunft, Behinderung, Religion oder
Weltanschauung, politische Anschauungen,
Herkunft, Beziehungen oder sexuelle Identi-
tät vorzunehmen.

§10 Voraussetzung der Ernennung auf
Lebenszeit

Die Ernennung zur Beamtin auf Lebenszeit
oder zum Beamten auf Lebenszeit ist nur zu-
lässig, wenn die Beamtin oder der Beamte
sich in einer Probezeit von mindestens sechs
Monaten und höchstens fünf Jahren bewährt
hat. Von der Mindestprobezeit können durch
Landesrecht Ausnahmen bestimmt werden.

§11 Nichtigkeit der Ernennung
(1) Die Ernennung ist nichtig, wenn
1. sie nicht der in § 8 Abs. 2 vorgeschriebe-

nen Form entspricht,
2. sie von einer sachlich unzuständigen Be-

hörde ausgesprochen wurde oder
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3. zum Zeitpunkt der Ernennung
a) nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1

keine Ernennung erfolgen durfte und
keine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 zuge-
lassen war,

b) nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öf-
fentlicher Ämter vorlag oder

c) eine ihr zu Grunde liegende Wahl un-
wirksam ist.

(2) Die Ernennung ist von Anfang an als
wirksam anzusehen, wenn

1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 aus der Ur-
kunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig
hervorgeht, dass die für die Ernennung
zuständige Stelle ein bestimmtes Beam-
tenverhältnis begründen oder ein beste-
hendes Beamtenverhältnis in ein solches
anderer Art umwandeln wollte, für das die
sonstigen Voraussetzungen vorliegen, und
die für die Ernennung zuständige Stelle die
Wirksamkeit schriftlich bestätigt; das
Gleiche gilt, wenn die Angabe der Zeit-
dauer fehlt, durch Landesrecht aber die
Zeitdauer bestimmt ist,

2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 die sachlich
zuständige Behörde die Ernennung bestä-
tigt oder

3. im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 Buchstabe a
eine Ausnahme nach § 7 Abs. 3 nachträg-
lich zugelassen wird.

§12 Rücknahme der Ernennung
(1) Die Ernennung ist mit Wirkung für die
Vergangenheit zurückzunehmen, wenn

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung
oder Bestechung herbeigeführt wurde,

2. dem Dienstherrn zum Zeitpunkt der Er-
nennung nicht bekannt war, dass die er-
nannte Person vor ihrer Ernennung ein
Verbrechen oder Vergehen begangen hat,
aufgrund dessen sie vor oder nach ihrer
Ernennung rechtskräftig zu einer Strafe
verurteilt worden ist und das sie für die
Berufung in das Beamtenverhältnis als
unwürdig erscheinen lässt,

3. die Ernennung nach § 7 Abs. 2 nicht er-
folgen durfte und eine Ausnahme nach § 7

Abs. 3 nicht zugelassen war und die Aus-
nahme nicht nachträglich erteilt wird oder

4. eine durch Landesrecht vorgeschriebene
Mitwirkung einer unabhängigen Stelle
oder einer Aufsichtsbehörde unterblieben
ist und nicht nachgeholt wurde.

(2) Die Ernennung soll zurückgenommen
werden, wenn nicht bekannt war, dass gegen
die ernannte Person in einem Disziplinarver-
fahren auf Entfernung aus dem Beamtenver-
hältnis oder auf Aberkennung des Ruhege-
halts erkannt worden war. Dies gilt auch,
wenn die Entscheidung gegen eine Beamtin
oder einen Beamten der Europäischen Union
oder eines Staates nach § 7 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 ergangen ist.

Abschnitt 3
Länderübergreifender Wechsel und
Wechsel in die Bundesverwaltung

§13 Grundsatz
Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur
bei landesübergreifender Abordnung, Verset-
zung und Umbildung von Körperschaften so-
wie bei einer Abordnung oder Versetzung aus
einem Land in die Bundesverwaltung.

§14 Abordnung
(1) Beamtinnen und Beamte können aus
dienstlichen Gründen vorübergehend ganz
oder teilweise zu einer dem übertragenen
Amt entsprechenden Tätigkeit in den Bereich
eines Dienstherrn eines anderen Landes oder
des Bundes abgeordnet werden.
(2) Aus dienstlichen Gründen ist eine Abord-
nung vorübergehend ganz oder teilweise
auch zu einer nicht dem Amt entsprechenden
Tätigkeit zulässig, wenn der Beamtin oder
dem Beamten die Wahrnehmung der neuen
Tätigkeit aufgrund der Vorbildung oder Be-
rufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist auch
die Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht
einem Amt mit demselben Grundgehalt ent-
spricht, zulässig.
(3) Die Abordnung bedarf der Zustimmung
der Beamtin oder des Beamten. Abweichend
von Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Zu-
stimmung zulässig, wenn die neue Tätigkeit
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zuzumuten ist und einem Amt mit demselben
Grundgehalt entspricht und die Abordnung
die Dauer von fünf Jahren nicht übersteigt.
(4) Die Abordnung wird von dem abgeben-
den im Einverständnis mit dem aufnehmen-
den Dienstherrn verfügt. Soweit zwischen
den Dienstherren nichts anderes vereinbart
ist, sind die für den Bereich des aufnehmen-
den Dienstherrn geltenden Vorschriften über
die Pflichten und Rechte der Beamtinnen und
Beamten mit Ausnahme der Regelungen über
Diensteid, Amtsbezeichnung, Zahlung von
Bezügen, Krankenfürsorgeleistungen und
Versorgung entsprechend anzuwenden. Die
Verpflichtung zur Bezahlung hat auch der
Dienstherr, zu dem die Abordnung erfolgt ist.

§15 Versetzung
(1) Beamtinnen und Beamte können auf An-
trag oder aus dienstlichen Gründen in den
Bereich eines Dienstherrn eines anderen
Landes oder des Bundes in ein Amt einer
Laufbahn versetzt werden, für die sie die Be-
fähigung besitzen.
(2) Eine Versetzung bedarf der Zustimmung der
Beamtin oder des Beamten. Abweichend von
Satz 1 ist die Versetzung auch ohne Zustim-
mung zulässig, wenn das neue Amt mit min-
destens demselben Grundgehalt verbunden ist
wie das bisherige Amt. Stellenzulagen gelten
hierbei nicht als Bestandteile des Grundgehalts.
(3) Die Versetzung wird von dem abgebenden
im Einverständnis mit dem aufnehmenden
Dienstherrn verfügt. Das Beamtenverhältnis
wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt.

§16 Umbildung einer Körperschaft
(1) Beamtinnen und Beamte einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts mit
Dienstherrnfähigkeit (Körperschaft), die voll-
ständig in eine andere Körperschaft einge-
gliedert wird, treten mit der Umbildung kraft
Gesetzes in den Dienst der aufnehmenden
Körperschaft über.
(2) Die Beamtinnen und Beamten einer Kör-
perschaft, die vollständig in mehrere andere
Körperschaften eingegliedert wird, sind an-
teilig in den Dienst der aufnehmenden Kör-
perschaften zu übernehmen. Die beteiligten
Körperschaften haben innerhalb einer Frist

von sechs Monaten nach der Umbildung im
Einvernehmen miteinander zu bestimmen,
von welchen Körperschaften die einzelnen
Beamtinnen und Beamten zu übernehmen
sind. Solange eine Beamtin oder ein Beamter
nicht übernommen ist, haften alle aufneh-
menden Körperschaften für die ihr oder ihm
zustehenden Bezüge als Gesamtschuldner.

(3) Die Beamtinnen und Beamten einer Kör-
perschaft, die teilweise in eine oder mehrere
andere Körperschaften eingegliedert wird,
sind zu einem verhältnismäßigen Teil, bei
mehreren Körperschaften anteilig, in den
Dienst der aufnehmenden Körperschaften zu
übernehmen. Absatz 2 Satz 2 ist entspre-
chend anzuwenden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend,
wenn eine Körperschaft mit einer oder meh-
reren anderen Körperschaften zu einer neuen
Körperschaft zusammengeschlossen wird,
wenn ein oder mehrere Teile verschiedener
Körperschaften zu einem oder mehreren neu-
en Teilen einer Körperschaft zusammenge-
schlossen werden, wenn aus einer Körper-
schaft oder aus Teilen einer Körperschaft eine
oder mehrere neue Körperschaften gebildet
werden, oder wenn Aufgaben einer Körper-
schaft vollständig oder teilweise auf eine oder
mehrere andere Körperschaften übergehen.

§17 Rechtsfolgen der Umbildung
(1) Tritt eine Beamtin oder ein Beamter auf-
grund des § 16 Abs. 1 kraft Gesetzes in den
Dienst einer anderen Körperschaft über oder
wird sie oder er aufgrund des § 16 Abs. 2
oder 3 von einer anderen Körperschaft über-
nommen, wird das Beamtenverhältnis mit
dem neuen Dienstherrn fortgesetzt.

(2) Im Fall des § 16 Abs. 1 ist der Beamtin oder
dem Beamten von der aufnehmenden oder
neuen Körperschaft die Fortsetzung des Be-
amtenverhältnisses schriftlich zu bestätigen.

(3) In den Fällen des § 16 Abs. 2 und 3 wird
die Übernahme von der Körperschaft verfügt,
in deren Dienst die Beamtin oder der Beamte
treten soll. Die Verfügung wird mit der Zu-
stellung an die Beamtin oder den Beamten
wirksam. Die Beamtin oder der Beamte ist
verpflichtet, der Übernahmeverfügung Folge
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zu leisten. Kommt die Beamtin oder der Be-
amte der Verpflichtung nicht nach, ist sie oder
er zu entlassen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend in
den Fällen des § 16 Abs. 4.

§18 Rechtsstellung der Beamtinnen und
Beamten

(1) Beamtinnen und Beamten, die nach § 16
in den Dienst einer anderen Körperschaft
kraft Gesetzes übertreten oder übernommen
werden, soll ein gleich zu bewertendes Amt
übertragen werden, das ihrem bisherigen
Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Rück-
sicht auf Dienststellung und Dienstalter ent-
spricht. Wenn eine dem bisherigen Amt ent-
sprechende Verwendung nicht möglich ist,
kann ihnen auch ein anderes Amt mit gerin-
gerem Grundgehalt übertragen werden. Das
Grundgehalt muss mindestens dem des Am-
tes entsprechen, das die Beamtinnen und
Beamten vor dem bisherigen Amt innehatten.
In diesem Fall dürfen sie neben der neuen
Amtsbezeichnung die des früheren Amtes mit
dem Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) führen.

(2) Die aufnehmende oder neue Körperschaft
kann, wenn die Zahl der bei ihr nach der
Umbildung vorhandenen Beamtinnen und
Beamten den tatsächlichen Bedarf über-
steigt, innerhalb einer Frist, deren Bestim-
mung dem Landesrecht vorbehalten bleibt,
Beamtinnen und Beamte im Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder auf Zeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzen, wenn deren
Aufgabengebiet von der Umbildung berührt
wurde. Bei Beamtinnen auf Zeit und Beamten
auf Zeit, die nach Satz 1 in den einstweiligen
Ruhestand versetzt sind, endet der einstwei-
lige Ruhestand mit Ablauf der Amtszeit; sie
gelten in diesem Zeitpunkt als dauernd in den
Ruhestand versetzt, wenn sie bei Verbleiben
im Amt mit Ablauf der Amtszeit in den Ru-
hestand getreten wären.

§19 Rechtsstellung der Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungs-
empfänger

(1) Die Vorschriften des § 16 Abs. 1 und 2 und
des § 17 gelten entsprechend für die im Zeit-

punkt der Umbildung bei der abgebenden
Körperschaft vorhandenen Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger.
(2) In den Fällen des § 16 Abs. 3 bleiben die
Ansprüche der im Zeitpunkt der Umbildung
vorhandenen Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfänger gegenüber der
abgebenden Körperschaft bestehen.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend
in den Fällen des § 16 Abs. 4.

Abschnitt 4
Zuweisung einer Tätigkeit bei

anderen Einrichtungen

§20 Zuweisung
(1) Beamtinnen und Beamten kann mit ihrer
Zustimmung vorübergehend ganz oder teil-
weise eine ihrem Amt entsprechende Tätig-
keit zugewiesen werden
1. bei einer öffentlichen Einrichtung ohne

Dienstherrneigenschaft oder bei einer öf-
fentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft
im dienstlichen oder öffentlichen Interesse
oder

2. bei einer anderen Einrichtung, wenn öf-
fentliche Interessen es erfordern.

(2) Beamtinnen und Beamten einer Dienst-
stelle, die ganz oder teilweise in eine öffent-
lich-rechtlich organisierte Einrichtung ohne
Dienstherrneigenschaft oder eine privatrecht-
lich organisierte Einrichtung der öffentlichen
Hand umgewandelt wird, kann auch ohne
ihre Zustimmung ganz oder teilweise eine ih-
rem Amt entsprechende Tätigkeit bei dieser
Einrichtung zugewiesen werden, wenn öf-
fentliche Interessen es erfordern.
(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und
Beamten bleibt unberührt.

Abschnitt 5
Beendigung des Beamten-

verhältnisses

§21 Beendigungsgründe
Das Beamtenverhältnis endet durch
1. Entlassung,
2. Verlust der Beamtenrechte,

I.1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) §§ 18 – 21
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